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(Nr. 8228.) Verordnung betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des 
Juſtizminiſteriums und des Miniſteriums für die geiſtlichen, Unterrichts. 
und Medizinal- Angelegenheiten. Vom 20. Juli 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund der $$. 3. 7. 8. und 14. des Geſetzes, betreffend die Kautionen 
der Staatsbeamten, vom 25. März 1873. (Geſetz-Samml. ©. 125.), was folgt: 


5 Einziger Paragraph. 

Die aus dem Bereiche des Juſtizminiſteriums und des Miniſteriums der 
geiftlichen, Unterrichts. und Medizinal⸗Angelegenheiten zur Kautionsleiſtung ver⸗ 
pflichteten Beamtenklaſſen und die Höhe der von denſelben zu leiſtenden Amts⸗ 
kautionen ergeben ſich aus der Anlage. 

4 Im Uebrigen finden die Vorſchriſten der Verordnung vom 10. Juli d. J., 
betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staatsminiſteriums 
und des Finanzminiſteriums (Geſetz-Samml. S. 260. ff.), Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wildbad Gaſtein, den 20. Juli 1874. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Zugleich für den Juſtizminiſter: 
Camphauſen. Falk. 
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Verzeichniß 


der kautionspflichtigen Beamtenklaſſen aus dem Bereiche des Juſtiz⸗ 
miniſteriums und des Miniſteriums der geiſtlichen Unterrichts und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten und der Kautionsbeträge. 


In Bereiche des Juſtizminiſteriums. 


A. Zur Kautionsleiſtung verpflichtet ſind nachſtehende Beamtenklaſſen: 
Beamte im Geltungs bereiche der Verordnungen vom 2. Ja- 
nuar 1849. und 26. Juni 5 pain in den Hohenzollernſchen 

anden. 


1) Rendant der Suftiz- Ofſtzianten⸗Wittwenkaſſe, 

2) Rendanten der Juſtiz-Hauptkaſſen, 

3) Gerichtskaſſen⸗Rendanten einſchließlich derjenigen welche zugleich als 
Depoſitalkaſſen⸗Rendanten fungiren, 5 

4) Depoſitalkaſſen⸗ Rendanten, 

5) Sekretaire bei den Kreisgerichten, welche zugleich als Depoſitalkaſſen⸗ 
Rendanten fungiren, Gerichtskoſten⸗Rezeptoren bei den Kreisgerichten, 

üreaubeamte bei den Gerichtsdeputationen, welche die Funktionen als 

Gerichtskoſten⸗Erheber und Depoſitalkaſſen⸗Rendanten wahrnehmen, 

6) Büreaubeamte bei den Gerichtskommiſſionen, welche als Gerichtskoſten⸗ 
Erheber und Depoſitalkaſſen⸗Rendanten fungiren, Gerichtskoſten⸗Rezep⸗ 
toren bei den Amtsgerichten, 

7) Kontroleure bei den Gerichtskaſſen, einſchließlich derjenigen, welche zu⸗ 
gleich als Sportelreviſoren fungiren, 

8) Häuſeradminiſtratoren und Auktionskommiſſarien, 

9) Kaſſenboten und Exekutoren. 


Beamte im Departement des Appellationsgerichts in Celle. 
10) Amtsrichter als Sportel⸗Erheber, 


11) Kanzlei⸗Expedienten bei dem Appellationsgericht und bei den Ober⸗ 
gerichten als Sportel⸗Erheber, 


12) Aktuare bei den Amtsgerichten und ſtändige Aktuariatsgehülfen als 
Verwalter von Vorſchüſſen, 


13) Gerichtsvögte für den äußeren Dienſt und ſtändige Gerichtsvogts⸗ 
gehülfen. 
Beamte in der Rheinprovinz. 
14) Gerichts vollzieher. 
Be⸗ 
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Beamte bei den Gerichtsbehörden in Frankfurt a. M. 
| 15) Landamtmann, Transſkriptions⸗ und Hypotheken⸗Buchführer, Fiskal 
h und Fiskal⸗Adjunkt, 
b 16) Sekretaire, Aktuare und Kanzliſten, welche Vorſchüſſe zu verwalten, 
f oder ſtändig Sporteln oder Strafgelder zu verrechnen haben. 
Gefängnißbeamte in ſämmtlichen Landestheilen. 
17) Rendanten bei Strafgefängniſſen, 
18) Gefängniß⸗Inſpektoren, 
19) Unterbeamte, welche als Hausväter fungiren. 
B. Die Höhe der Kaution für die Beamtenklaſſen unter A. beträgt für: 
1) den Rendanten bei der Juſtiz⸗Offtzianten⸗Wittwenkaſſe . 3000 Thlr. 


2) die Rendanten bei den Juſtiz⸗Hauptkaſſen 3000 „ 
3) die Gerichtskaſſen⸗Rendanten unter A. 3. bei Kaſſen von 
i en ge 3000 „ 
„ TAGE une init 2000 » 
f sn... on ade 1000 » 
4) die Depoſitalkaſſen⸗Rendanten 
bei den Gerichten von größerem Geſchäftsumfange ... 3000 „ 
bei den übrigen Gerichten 1000 
5) die unter A. 5. bezeichneten Beamten 1000 » 
6) die unter A. 6. bezeichneten Beamten bis 500 
Reinen a Pers 300 Thlr. bis 500 
8) Häuſeradminiſtratoren und Auktionskommiſ⸗ 
arien 
bei Gerichten von größerem Geſchäfts— 
n a ak ar 2000 Thlr. bis 3000 « 
bei den übrigen Gerichten 500 Thlr. bis 1000 
9) Kaſſenboten und Exekutoren een bis 200 
10) Amtsrichter — A. 10. 200 Thlr. bis 500 
11) Kanzlei⸗Expedienten — A. 11. 300 Thlr. bis 1000 
12) Aktuare und Aktuariats-Gehülfen — A. 12. - bis 300 
13) Gerichtsvögte und Gerichtsvogts⸗Gehülfen . bis 200 
„ ͤͤ:is?rx᷑TfE⁊ ¶ ̃ 200 
15) die unter A. 15. bezeichneten Beamten bis 500 » 
16) die unter A. 16. bezeichneten Beamten bis 200 
17) die Rendanten der Strafgefängniſſe 500 Thlr. bis 1000 » 
18) Gefängniß⸗Inſpektorenn n bis 500 » 
19) Gefängniß⸗Unterbeamte als Hausväter bis 200 
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Im Bereiche des Miniſteriums der geiftlichen, Unterrichts: und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten. 
A. Zur Kautionsleiſtung verpflichtet find nachſtehende Beamtenklaſſen: 
1) bei der Generalkaſſe des Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts ⸗ und 
Medizinal-Angelegenheiten: 
der Rendant und der Kontroleur; 
2) bei der Univerſität Königsberg: 
der Rendant und der Kontroleur der Univerſitätskaſſe; 
3) bei der Univerſität Greifswald: 
Pr Rendant und der Kontroleur der Univerfitäts- und Adminiſtrations⸗ 
ka 77 
4) bei der Univerfität Breslau: N 
der Rendant und der Kontroleur der Univerſitätskaſſe, 
5) bei der Univerſität Halle: 
der Rendant und der Kontroleur der Univerſitätskaſſe, ſowie der 
Verwaltungs-Inſpektor der mediziniſch⸗chirurgiſchen Klinik) 
6) bei der Univerſität Kiel: 


der Rendant der Univerſitätskaſſe und der Rendant und Rechnungs⸗ 
führer bei den akademiſchen Heilanſtalten; 


7) bei der Univerſität Göttingen: 


der Rendant der Univerſitätskaſſe und der Verwalter des Ernſt⸗ 
Auguſt⸗ Hospitals; 
8) bei der Univerſität Marburg: 

der Rendant der Univerſitätskaſſe; 

9) bei der Univerſität Bonn: 
der Rendant und der Kontroleur der Univerſitätskaſſe , 

10) bei der Kaſſe der Königlichen Kunſtmuſeen zu Berlin: 
der Rendant und der Kontroleur; 

11) bei dem Charité-Krankenhauſe zu Berlin: 
der Rendant und der Kontroleur der Charitékaſſe und der Oekonomie⸗ 
Inſpektor ; 

12) Kaſſendiener. 


B. Die Höhe der Kaution für die Ve unter A. beträgt für: 
1) den Rendanten der Generalkaſſe des Miniſteriums der geiftlichen 60 EL 
l 
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richts- und Medizinal-Angelegenbeiten. ..........2.....- 

den tönteoleit. derſelben r ua A . 
2) den Rendanten der Univerſitätskaſſe zu Königsberg 3000 » 

den Kontroleur derfelben n I e 1000 


PR. 


3) den Rendanten der Univerſitäts⸗ und Adminiſtrationskaſſe 
zu Greifswald 3000 Thlr. 
den Kontroleur derſelbe nn. 1000 
4) den Rendanten der Univerſitätskaſſe zu Breslau.. 3000 „ 
den Kontroleur derſelbe n 1000 „ 
5) den Rendanten der Univerſitätskaſſe zu Hall ··— 3000 
den Kontroleur derſelb enn. 1000 
den Verwaltungs⸗Inſpektor der mediziniſchen und chirur⸗ a 
giſchen Univerſitätsklinik zu Halle 600 
6) den Rendanten der Univerſitätskaſſe zu Kiel . 3000 
den Rendanten und Rechnungsführer bei den akademiſchen 
Heilanſtalten zu Kill. q ꝗ 1500 


7) den Rendanten der Univerfitätskaffe zu Göttingen das Dop- 
pelte des Jahresbetrages der bezüglichen Vergütung, 
den Verwalter des Ernſt⸗Auguſt⸗Hospitals zu Göttingen.. 1000 » 


8) den Rendanten der Univerſitätskaſſe zu Marburg 3000 » 
9) den Rendanten der Univerſitätskaſſe zu Bonn 3000 » 
den Kenan Lerſed enn 1000 » 


10) den Rendanten und den Kontroleur der Kaffe der König⸗ 
lichen Kunſtmuſeen zu Berlin das Doppelte des Jahres- 
| betrages der bezüglichen Vergütungen, 


11) den Rendanten der Charitékaſſe zu Berli -- 3000 „ 
den Nentrsleur derselben nn ee 100 - 
den Oekonomie⸗Inſpektor des Charité Krankenhauſes zu 

% mmm . ͤÄvß ẽũ˙pQ ee ER 1000 — 

12) Kafjendiener ....... J a N ER EN bis zu 200 » 


| 
(Nr. 8228-8229) (Nr. 8229.) 
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(Nr. 8229.) Verordnung, betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des 
Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Vom 
8. Auguſt 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund der $$. 3. 7. 8. und 14. des Geſetzes, betreffend die Kau⸗ 
ei 775 Staatsbeamten, vom 25. März 1873. (Geſetz⸗Samml. S. 125.), 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die zur Kautionsleiſtung verpflichteten Beamtenklaſſen und die Höhe der 
von denſelben zu leiſtenden Amtskautionen ergeben ſich aus der Anlage. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 10. Juli d. J., 
betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staatsminiſteriums 
und des Finanzminiſteriums (Geſetz-Samml. S. 260.), Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Eger, den 8. Auguſt 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 


1 a 5 ür den Miniſter fur Handel, Gewerbe 
Für den Finanzminiſter: ö und nike Abet 
Gr. zu Eulenburg. Falk. 


Verzeichniß 
der kautionspflichtigen Beamtenklaſſen aus dem Bereiche des Miniſteriums 
für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten und der Kautionsbetraͤge. 


1. Eiſenbahnverwaltung. 


A. Zur Kautionsleiſtung verpflichtet ſind nachfolgende Beamtenklaſſen: 

1) Rendanten der Hauptkaſſen, 

2) Rendanten der Kommiſſionskaſſen, 

3) Kaſſirer und ſtändige Vertreter der Rendanten der Hauptkaſſen und 
der Kommiſſionskaſſen, | 

4) Verwalter der Stations-, Billet, Telegraphen⸗, Güter- oder Gepäck 
expeditionskaſſen, 

5) Ver⸗ 
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5) Verwalter von Magazinen und Materialienbeſtänden, a 

6) ſtändige Aſſiſtenten der Beamten zu 4. und 5., ſofern ſich dieſelben 
inſtruktionsmäßig an der Vereinnahmung und Verausgabung von Gel⸗ 
dern bezw. Materialien zu betheiligen haben, 

7) Boden⸗ und Lademeiſter, 

8) Packmeiſter, 

9) Kaſſendiener. 


B. Die Höhe der Kaution für die Beamtenklaſſen unter A. beträgt für: 
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1) Rendanten der Hauptkaſſennnnn . 3000 Thlr. 
2) Rendanten der Kommiſſionskaſſen C0000 2000 
3) Kaſſirer und ſtändige Vertreter der Rendanten der Haupt⸗ 

kaſſen und der Kommiſſionskaſſe n... 1000 


4) Verwalter der Stations, Billet, Telegraphen⸗, Güter⸗ 
oder Gepäckexpeditionskaſſen von 


ne TREE N A 1200 
mittlerem „%% C00 ĩͤ ARE EV 600 
e bis 300 
5) Verwalter von Magazinen und Materialienbeſtänden von 
größerem Umfange . . ee 1200 
mittlerem JJ 600 
geringem C bis 300 
6) Beamte unter A. 6. die Hälfte der zu 4. und 5. bezeich⸗ 
neten Beträge, jedoch nicht CC 300 
1) Beden u Sheer eee e 150 
JJCÜôô . ann 150 - 
22 her nennen ne. Eee a Ra a 150 „ 


II. Bauverwaltung. 


A. Zur Kautionsleiſtung verpflichtet find nachfolgende Beamtenklaſſen: 
1) der Rendant der Bauakademiekaſſe zu Berlin, 
2) der Rendant der Ruhrhafenkaſſe zu Ruhrort, 
3) die Magazin» und Materialienverwalter. 


B. Die Höhe der Kaution für die Beamtenklaſſen unter A. beträgt für: 


1) den Rendanten der Bauakademiekaſſe zu Berlin 2000 Thlr. 
2) den Rendanten der Ruhrhafenkaſſe zu Ruhrort a 
3) die Magazin. und Materialienverwalter bei Stellen bon 
größerem Umfange SFF 700 
mittlerem ina 400 
geringem ee 10 - 


(Nr. 8229.) III. Han⸗ 
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III. Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 


A. Zur Kautionsleiſtung verpflichtet find nachfolgende Beamtenklaſſen: 
J) bei der Porzellan-Manufakur in Berlin: 
der Rendant, der Oberinſpektor und Kaſſenkontroleur, der 
Malerei⸗Buchhalter, der Magazinverwalter, die Verkaufsbeamten, 
2) bei der Gewerbe-Akademie in Berlin: 
der Rendant, 
3) bei den polytechniſchen Schulen in Aachen und Hannover: 
die Rendanten. 


B. Die Höhe der Kaution für die Beamtenklaſſen unter A. beträgt: 
1) bei der Porzellan-Manufaktur in Berlin: 


a) für den Rendanten der Hauptkaſſ q 2000 Thlr. 
b) Obbernſpektor und Kaſſenkontroleur 1000 
c)» »Malerei⸗Buch halten. 1000 -» 
d) »Magazinverwalteeee nnr 900 „ 
e) erſten Verkaufsbeamte·e nn 900 
f) »die übrigen Verkaufsbeamte nn 500 
2) bei der Gewerbe-Akademie in Berlin: 
für den Rendanten n HR RER, 1800 » 
3) bei den polytechnifchen Schulen in Aachen und Hannover: 
Tür die Nendanten 3.0.0 dee nee Dep names 1800 „ 


fofern die Stellen nicht nebenamtlich verwaltet werden. 


IV. Berg⸗, Hütten: und Salinen verwaltung. 


A. Zur Kautionsleiſtung verpflichtet ſind nachfolgende Beamtenklaſſen: 

1) der Rendant der Miniſterial⸗Bergwerkskaſſe zu Berlin, 

2) die Rendanten und Kontroleure der Oberbergamtskaſſen, 

3) der Rendant, der Kontroleur und diejenigen Buchhalter der Bergwerks- 
Direktionskaſſe zu Saarbrücken, welche bei den in §. 1. des Kautions⸗ 
geſetzes vom 25. März 1873. bezeichneten Geſchäften betheiligt ſind, 

4) die Rendanten und Kontroleure der Staatswerks-Betriebskaſſen, 

5) die Produkten» und Materialienverwalter der fiskaliſchen Werke, 

6) 5 ne, der mit den fiskaliſchen Werkskaſſen vereinigten Salzſteuer⸗ 
enter, 

7) die Beamten der Schichtmeiftereien und Kaſſengehülfen, welche in ihrer 
amtlichen Stellung den Rendanten bei dem Geldgeſchäſte, namentlich 
bei der Auslohnung, inſtruktionsmäßig zu aſſiſtiren haben, 

8) der Rechnungsführer der Maſchinenwerkſtatt der Königlichen Eiſen⸗ 
gießerei zu Gleiwitz, 

9) der 
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9) der Rendant des Kornmagazins zu Ofterode, 

10) die Rendanten und Billeteure der Badeanſtalten, 

11) die Rendanten der bergtechniſchen Lehranſtalten, 

12) der Rendant der Bergbaukaſſe zu Clausthal, 

13) der Rendant der Berg⸗Muſikkorpskaſſe zu Clausthal, 

14) Kaſſendiener, welche mit der Annahme, der Aufbewahrung oder dem 
Transport von Geldern oder geldwerthen Gegenſtänden beauftragt 
werden. 

B. Die Höhe der Kaution für die Beamtenklaſſen unter A. beträgt für: 


1) den Rendanten der Miniſterial⸗Bergwerkskaſſe zu Berlin 3000 Thlr. 
2) die Rendanten der Oberbergamtskaſſen. .. 1500 Thlr. bis 3000 


die Kontroleure derſelben eee 700 

3) den Rendanten der Bergwerks⸗Direktionskaſſe zu Saarbrücken 3000 . 

nnn. .. ⅛ (W 1000 „ 

ee nee el nn 500 - 
4) die Rendanten von Betriebskaſſen der Staatswerke von 

größerem Umfange (I. Klaſſe ©2222... 1500 

geringerem Umfange (II. Klaſſe 1000 „ 

die Kontroleure der Staatswerks⸗Betriebskaſſen 500 - 


5) die Produften- und Materialienverwalter 500 Thlr. bis 1500 - 
6) die unter A. 6. bezeichneten Salzſteueramts⸗ 


Beamten . . 500 „1000 
7) die Beamten der Schichtmeiſtereien und 

Kaffe nes innen 300 „ 4 00 
8) den Rechnungsführer der Maſchinenwerkſtatt zu Gleiwitz 500 
9) den Rendanten des Kornmagazins zu Oſterode ...... 1000 „ 
10) die Rendanten und Billeteure der Badeanſtalt en... bis 800 . 
11) die Rendanten der bergtechniſchen Lehranftalten...... bis 1000 » 
12) den Rendanten der Bergbaukaſſe zu Clausthal. 1000. 


13) den Rendanten der Berg⸗Muſikkorpskaſſe zu Clausthal .. 200 
ad 10 bis 13, ſofern die aufgeführten Stellen nicht neben- 
amtlich verwaltet werden; 

JEE 150 
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(Nr. 8230.) Allerhöchſter Erlaß vom 18, März 1874., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrags zu dem Tarif vom 27. Dezember 1871. nach welchem die Ab⸗ 
gabe für das Befahren der Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und der Elbe 
zu erheben iſt. 


D. Mir mittelſt Ihres gemeinſchaftlichen Berichts vom 17. d. M. vorge⸗ 
legten Nachtrag zu dem Tarife vom 27. Dezember 1871., nach welchem die 
Abgabe für das Befahren der Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und der Elbe 
zu erheben ift, habe Ich vollzogen und laſſe Ihnen denſelben zur weiteren Ver- 
anlaſſung wieder zugehen, indem Ich Sie, den Finanzminiſter, zur Beſtimmung 
desjenigen Zeitpunktes ermächtige, von welchem ab die neuen Beſtimmungen in 
Kraft zu treten haben. 


Berlin, den 18. März 1874. 
f Wilhelm. 
Camphauſen. Achenbach. 


An die Miniſter der Finanzen und für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Nachtrag 
zu dem 


Tarife vom 27. Dezember 1871. nach welchem die Abgabe für das 
Befahren der Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und der Elbe zu erheben iſt. 


Vom 18. März 1874. 


N. Beſtimmung unter B. [. des Tarifs vom 27. Dezember 1871., nach 
welchem die Abgabe für das Befahren der Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und 
der Elbe zu erheben iſt (Geſetz-Samml. von 1872. S. 57.), wird betreffs des 
Verkehrs bei der Schleuſe zu Neuſtadt E/ W. dahin abgeändert, daß bei dieſer 
Hebeſtelle die Gefälle von Sn welche, den Finowkanal aufwärts fahrend, 
dieſe Schleuſe paſſiren, nach Schleuſenfüllungen erhoben werden. 

Die nachſtehend feſtgeſetzten Abgabenbeträge werden entrichtet für jede 
wegen des Durchſchleuſens von Holzflößen ftattfindende Füllung der Schleuſe. 

Wenn das geflößte Sol außer der Neuſtädter Schleuſe auch noch die 
Schleuſe zu Liebenwalde oder dieſe Schleuſe und die Schleuſe zu Oranienburg 


paſ⸗ 


5 8 
baffrt, fo kann die Nen für dieſe folgenden Durchſchleuſungen 


ei der Seen zu Neuftadt E W. im Voraus in der Art ſtattfinden, daß 
für die enutzung einer jeden dieſer Schleuſen dieſelben Abgabenbeträge erhoben 
werden, welche für die Füllungen der Neuſtädter Schleuſe Ei entrichten find, und 
war ohne Unterſchied, ob die ſpäter benutzten Schleuſen ebenfo oft, als die Neu- 
ſiädter Schleuſe, 3 worden ſind oder nicht. Es wird in Neuſtadt E. W. 
für jede Füllung der dortigen Schleuſe mit Floßholz entrichtet: 
1) von Flößen, welche ganz oder theilweiſe aus vierkantig beſchlagenen Höl⸗ 
zern On nbrathot) oder Balken beftehen ..... 1 Thlr. 15 Sgr. — 9 
2) von allen anderen Flößen I e Min 


Anmerkung. 
Vorſtehende Abgabenſätze werden auch dann voll erhoben, wenn die 
Schleuſenkammer nur theilweiſe mit Floßholz gefüllt iſt. 


Zuſätzliche Vorſchriften. 


1) Die Abgabe iſt von dem Führer des Holztransports, welcher denſelben 
bei der Hebeſtelle zu Neuſtadt E./ W. vor der Einfahrt in die Schleuſe 
anzumelden hat, ſofort zu erlegen, nachdem ſämmtliche in einer Anmel 
dung he Flöße durch die Neuſtädter Schleuſe ge angen ſind. 
Bei der Abgabe der Anmeldung über dieſe Flöße ſind die efälle ſicher 
zu ſtellen. 

2) Unverbundenes Holz wird nicht durch die Schleuſe gelaffen. 


Gegeben Berlin, den 18. März 1874. 
(L. S.) Wilhelm. 
Camphauſen. Achenbach. 
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(Nr. 8231.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Juli 1874., betreffend eine Aenderung des Regu⸗ 
lativs über den Geſchäftsgang bei der Ober⸗Rechnungskammer. 


Al den im Einvernehmen mit der Ober-Rechnungskammer erſtatteten Bericht 
des Staatsminiſteriums vom 23. Juli d. J. und auf Grund des F. 7. des 
Geſetzes vom 27. März 1872., betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe 
der Ober⸗Rechnungskammer (Geſetz-Samml. S. 278.), will Ich hierdurch ge⸗ 
nehmigen, daß der $. 6. des durch Meinen Erlaß vom 22. September v. J. 
enehmigten Regulativs über den Geſchäftsgang bei der Ober-Rechnungskammer 
(Geſet⸗Samml. S. 458.) die nachfolgende Faſſung erhalte: 


$. 6. 


Die ordentlichen Sitzungen des Kollegiums finden an feſt beſtimmten 
Tagen ſtatt. Außerordentliche Sitzungen werden von dem Präſidenten durch 
beſondere Verfügung anberaumt. 

Wird ein Mitglied behindert, einer Sitzung beizuwohnen, ſo hat es hiervon 
dem Präſidenten 1 89 Anzeige zu machen. 

Die Abſtimmungen erfolgen in der durch das Dienſtalter beſtimmten 
Reihenfolge dergeſtalt, daß zuerſt der jüngſte Rath und zuletzt der Vorſitzende 
ſeine Stimme a er 

Ueber die Stellung der Fragen, ſowie über das Ergebniß der Abſtimmung 
entſcheidet im Falle einer Meinungsverſchiedenheit das Kollegium. 

Bei getheilten Stimmen bleibt es der Minderheit oder den einzelnen Mit⸗ 
gliedern derſelben überlaſſen, ihr abweichendes Votum ſchriftlich zu begründen 
und den betreffenden Akten beizufügen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen und dem 
Landtage der Monarchie zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 


Wildbad Gaſtein, den 27. Juli 1874. 
Wilhelm. 
Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. v. Kameke. 


An das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 8232.) Vertrag über die Theilung des Kommuniongebietes am Unterharze. Vom 
9. März 1874. 


Same Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit 
der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg, von, ate Wunſche beſeelt, das 
Wohl Ihrer Lande zu befördern, haben diejenigen 9 achtheile, welche die gemein⸗ 
ſchaftliche Verwaltung Ihrer Hoheitsrechte über das Kommuniongebiet am Unter⸗ 
harze verurſacht, ſowie die durch die geographiſche Lage der Goslarſchen Stadt- 
forſt und einiger kleinen Enklaven in der Feldmark Goslar, welche dem Herzog⸗ 
lich Braunſchweigiſchen Gebiete angehören, veranlaßten Unzuträ lichkeiten abzu⸗ 
ſtellen beſchloſſen, und zu Verhandlungen darüber zu Bevollmä tigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 

Allerhöchſtihren Berghauptmann Hermann Ottiliae und 


Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſtihren Kammerrath Auguſt von Strombeck und Höchſti 
Kreisdirektor Hartwig Richard Cleve, Höchſtihren 


von welchen Bevollmächtigten nach Auswechſelung ihrer Vollmachten folgend 
Vertrag unter dem Vorbehalte der Ratifikation abgeſchloſſen Mcd it One 


Artikel 1. 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Sei . 
heit der Herzog von Braunſchweig thellen das unter den Namen des Fe 
nion-⸗Unterharzes Ihnen gemeinſchaftlich zuſtehende Gebiet mit Rückſicht auf die 
geographiſche Abrundung Ihrer Lande dergeſtalt unter ſich, daß 

dem Königreiche Preußen die Kommunion⸗Unterharziſchen Territorien: 

1) des Zehntens und des Vitriolhofes in der Stadt Goslar, 

2) des Stollens vor Goslar und 

3) am Rammelsberge, 

dem Herzogthume Braunſchweig dagegen alle übrigen Kommunion Anter⸗ 

harziſchen Territorien, als 

1) des gemeinſchaftlichen Theils vom Orte Oker, 

2) der Herzog Juliushütte bei Aſtfeld, 

3) der Frau Sophienhütte und der Pottaſchenhütte bei Langelsheim, 

4) der Eiſenhütte bei Gittelde 

einverleibt werden, 
indem Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen Ihre ſämmt⸗ 
lichen Hoheitsrechte an den vorbenannten Marel des lisherden Wanne 
Sei welche dem ech hun Braunſchwei einverleibt werden, an Seine 

oheit den Herzog von Braunſchweig und Höchſdieſe Seine Hoheit Ihre ſämmt⸗ 
(Nr, 8232.) lichen 
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lichen Wel an den, wie vorbeſtimmt, dem Königreiche Preußen einver⸗ 
leibten Parzellen an Seine Majeſtät den Deutſchen Kaiſer, König von Preußen 
auf ewige Zeiten abtreten. 

Artikel 2. 

Dem Königreiche Preußen werden ferner einverleibt: 

1) das Gehöft zum Auerhahn, 

2) die Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebietstheile, welche innerhalb der Stadt⸗ 
flur und der Stadt Goslar belegen und von Königlich Preußiſchem Ge 
biete eingeſchloſſen ſind, namentlich: 

A. die in dem Rezeſſe über die Grenzregulirung zwiſchen den beiden Län⸗ 
dern vom 24. Juni 1824. $. 55. unter den Buchſtaben a. bis w. 
aufgegählien und näher bezeichneten Grundſtücke vor dem breiten Thore 
und im Schleeke und vor dem Clausthore, als: 

1) vor dem breiten Thore und im Schleeke: 
a) Heinrich Müllers und Chriſtian Scherfs Wohnhaus, laufende 
ummer 1., assecurat. Nr. 61., 
b) Schachtrupps Oelmühle und Gebäude, laufende Nummer 2, 
assecurat. Nr. I., 

e) Gerbers ſogenannte Hedwigsmühle und Gebäude, laufende 

Nummer 3., assecurat. Nr. 55., 

d) Karrenführers Wohnhaus und Nebengebäude, laufende Num- 
mer 4., assecurat. Nr. 48., N 

e) Ludwig Probſts Gaſtwirthſchaft und Nebengebäude, laufende 
Nummer 5., assecurat. Nr. 7, 

t) Rifflings Wohnhaus und Stallung, laufende Nummer 6., 
assecurat. Nr. 2., 

g) ae Beckers Wohnhaus, laufende Nummer 7., assecurat. 
T. 7 

h) Schröders Oelmühle und Nebenhaus, laufende Nummer 8, 

assecurat. Nr. 4., 


i) „ Oelmühle, laufende Nummer 9., assecurat. 
tr. 5. 


k) Schmidts Kupferhammer und Nebengebäude, laufende Num⸗ 
mer 10., assecurat. Nr. 6.) 
2) vor dem Clausthore: 
) Heinrich Witzs Wohnhaus und Stallung, laufende Num⸗ 
mer 11., assecurat. Nr. 1., 
m) Andreas Kerlls Wohnhaus und Nebengebäude, laufende 
Nummer 12., assecurat. Nr. 2., 
n) Heinrich Stolzens ug a ſeit 1798. abgeriſſen und zum 
arten aptirt, laufende Nummer 13., assecurat. Nr. je 
o) An⸗ 
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o) Andreas Reineckens Wohnhaus und Stallung, laufende Num⸗ 
mer 14., assecurat. Nr. 4., 

p) Jobſt Ahrens Wohnhaus und Stallung, laufende Num⸗ 
mer 15., assecurat. Nr. 5., 

g) Heinrich Goldſiegels Wohnhaus c., laufende Nummer 16,, 
assecurat. Nr. 6., 

r) Chriſtoph Daniels Wohnhaus, laufende Nummer 17., asse- 
eurat. Nr. 7., 

s) Chriſtoph Lamms Wohnhaus und Nebengebäude, laufende 
Nummer 18., assecurat. Nr. 8., 

t) Zacharias Dieners Wohnhaus ꝛc., laufende Nummer 19., 
assecurat. Nr. 9., 

u) Eduard Reineckens Wohnhaus ꝛc., laufende Nummer 20, 
assecurat. Nr. 10., a 

v) gen Körners Wohnhäuſer und Nebengebäude, laufende 

ummer 21., assecurat. Nr. 11. und 12. 

w) Chriſtoph Meyers Mahlmühle, laufende Nummer 22., asse- 
eurat. Nr. 13., 

und zwar mit deren Häuſern, Gehöften, Gärten, Holz⸗ und ähn⸗ 

lichen Plätzen (Clausthor⸗ Gemeinde); a . — ’ 


B. ferner das Kloſter Frankenberg und 


C. die vor dem Clausthore am Eingange des Goſethales belegene Fahren⸗ 
holzſche Oelmühle, über welches Grundſtück die Hoheitsrechte bisher 
zwiſchen den beiden Hohen Kontrahenten ſtreitig geblieben ſind. 


Seine Hoheit der Herzog von 3 treten deshalb Ihre ſämmt⸗ 

lichen Hoheitsrechte über die unter Nr. 1. und 2. A. und B. vorgedachten Grund⸗ 

ſtücke auf ewige Zeiten ab und leiſten auf die von Höchſtihnen in Anſpruch ge⸗ 

nommenen Hoheltsrechte über die unter Nr. 2. C. erwähnte Oelmühle zu 

W Seiner Majeſtät des Deutſchen Kaiſers, Königs von Preußen hiermit 
erzicht. 


Artikel 3. 


Ferner treten Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig die Ihnen zu⸗ 
ſtehenden Bee über die Goslarſche Stadtforſt an Seine Majeſtät den 
Deutſchen Kaiſer, König von Preußen unter der Bedingung ab, daß dem Herzog⸗ 
thume Braunſchweig dafür ein Territorial⸗Erſatz von einem Drittel des Um⸗ 
fangs der Stadtforſt in der Weiſe gewährt werde, daß entweder ſolche privative 
oder ſiskaliſche Braunſchweigiſche Grundſtücke, welche zur Zeit unter Preußiſcher 
Hoheit ſtehen, aber einen Anſchluß an Braunſchweigiſches Gebiet geſtatten, der 
Braunſchweigiſchen Hoheit unterſtellt werden, oder daß fiskaliſche Preußiſche 
Forſten, welche an das Braunſchweigiſche Gebiet grenzen, an Braunſchweig gegen 
Erſatz der Taxe abgetreten werden. 
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Es ſollen über dieſe Abtretung beſondere Verhandlungen zugelegt werden, 
von deren Erledigung jedoch die Ausführung dieſes Staatsvertrages nicht weiter 
abhängig gemacht wird, als daß die Braunſchweigiſchen Hoheitsrechte über die 
Goslarſche Stadtforſt auf Seine Majeſtät den Deutſchen Kaiſer, König von 
Preußen erſt zu dem Zeitpunkte übergehen, zu welchem Seine Hoheit der Herzog 
von Braunſchweig in den Beſitz des Aequivalents für dieſe Hoheitsrechte ges 
langen werden. 

Mit der Hoheit über die Goslarſche Stadtforſt treten Seine Hoheit der 

erzog von Braunſchweig auch Ihren Antheil an dem nach $. 10. des Harz 
theilungsrezeſſes vom 4. Oktober 1788. in Gemeinſchaft verbliebenen jus metalli- 
fodinarum in der Stadtforſt nebſt den damit in Verbindung ſtehenden, in jenem 
Paragraph näher bezeichneten nutzbaren Rechten an Preußen ab. 

Die bereits beantragte Ablöſung der Weideberechtigung der Gemeinheit 
Oker in der Goslarſchen Stadtforſt fol nach ee Verfahren 
erledigt werden und die der Gemeinde Oker event. in Grund und Boden der 
Stadtforft zu gewährende Abfindung unter Braunſchweigiſcher Hoheit verbleiben, 
wobei vorausgeſetzt wird, daß die Lage der Abfindungsfläche nach Einverleibung 
der Stadtforſt in die Preußiſche Monarchie den Anſchluß an Braunſchweigiſches 
Gebiet geſtattet. 


Artikel 4. 


Durch die im Artikel 1 geſchehene Theilung des Kommunion. Unterharziſchen 
Gebiets unter die Hohen kontrahirenden Theile und die im Artikel 2. und 3. ge⸗ 
ſchehene Gebietsabtretung werden die Eigenthumsrechte der Hohen Kontrahenten 
an den in dieſen Gebieten gelegenen beiderſeitigen Hohen konten de überall 
nicht berührt, dieſe verbleiben vielmehr jedem der Hohen kontrahirenden Theile 
unverändert. 

Namentlich verbleiben im unveränderten gemeinſchaftlichen Eigenthum zu 
*. der geſammte Kommunion ⸗Unterharziſche Berg-, Hütten⸗ und Fabrik. 
haushalt mit den dazu gehörigen Domanialgrundſtücken, Gebäuden, Berg⸗ und 
Hüttenwerken und Fabrikanlagen, fie mögen auf dem bisherigen Kommunion⸗ 
gebiete oder auf bisher einſeitigem Königlich Preußiſchen oder Herzoglüc Braun⸗ 
ſchweigiſchem Gebiete liegen, nebſt allem Zubehör, den Inventarien, Kaſſen und 
Vorräthen aller Art. f 

Ebenſo verbleiben im gemeinſchaftlichen Beſitze diejenigen bebauten oder 
unbebauten Grundſtücke innerhalb des jetzigen Kommuniongebiets, welche zur 
Zeit des Abſchluſſes dieſes Vertrages nicht im Privatbeſitz ſich befinden. 

Auch die gemeinſchaftlichen Verwaltungsrechte über dieſes Kommunion⸗ 
Kammergut, die Beobachtung der hergebrachten lee und Ge⸗ 
wohnheiten und die Berechtigungen und Laſten des Kommunion⸗Unterharziſchen 
Haushalts gegen das einſeitige Königliche und Herzogliche Domanium werden 
— mit Ausſchluß jedoch der Holzberechtigung der fiskaliſchen Werke (conf. Ar- 
tikel 13.) — durch dieſen Vertrag in keiner Weiſe abgeändert. 

Der für die Arbeiter der gemeinſchaftlich betriebenen Werke beſtehende 
Knappſchaftsverein ſoll auch nach erfolgter Theilung des . 

au 


ae 


auf Grund des für denſelben erlaſſenen Statuts unverändert beſtehen bleiben. 
Etwaige Abänderungen des Statuts ſind unter Berückſichtigung der beiderſeitigen 
berggeſetzlichen Beſtimmungen zu bewirken. 


Artikel 5. 


Die von der Kommunionverwaltung angelegten und bezw. unterhaltenen 
chauſſirten Straßen, als: 

a) die Straße von der Gemkenthalsbrücke im Okerthal bis zur Brücke vor 
der Meſſinghütte in Oker, 

b) die Goslar⸗Okerſche Chauſſee von ihrer Abzweigung aus der Goslar⸗ 
Vienenburger Chauſſee bis zur Brücke bei der Kirche in Oker und von 
da über den Okerſchen Hüttenhof bis zur Harzburger Chauſſee, 

e) die Straße von dem Rammelsberge nach dem Clausthore zu Goslar, 

d) die Straße von Goslar über Aſtfeld nach Langelsheim, 

e) die Abzweigung von der zuletzt gedachten Straße nach Juliushütte, 
bleiben in Anſehung des Grund und Bodens auch ferner im gemeinſchaftlichen 
Beſitze der hohen kontrahirenden Regierungen und ſind deren Unterhaltungskoſten 
für die Folge gleich wie bisher aus den betreffenden Kommunionkaſſen zu be⸗ 
ſtreiten. Eu f 

Die Landeshoheit über dieſe Straßen ſteht dagegen Preußen und Braun- 
ſchweig getrennt zu, je nachdem die Straßen über Preußiſches oder Braun⸗ 
ſchweigiſches Gebiet führen, und finden die Preußiſchen bezw. Braunſchweigiſchen 
Wegegeſetze auf die betreffenden Wegeſtrecken Anwendung. 


Artikel 6. 


Die Verwaltung der Gerichtsbarkeit und Polizei geht mit dem Zeitpunkte, 
wo dieſer Vertrag in raft tritt, auf die ordentlichen Gerichts⸗ und Polizeibehör⸗ 
den desjenigen Landbezirks über, mit welchem ein Jeder der Hohen Kontrahenten 
die vermittelſt dieſes Vertrages Ihm abgetretenen Gebietstheile vereinigen wird. 

Die auf die zu theilenden und bezw. abzutretenden Gebietstheile ſich be⸗ 
ziehenden Gerichts- und Verwaltungsakten „Bücher, Depoſiten u. ſ. w. werden 
an die betreffenden einſeitigen Behörden ausgeantwortet, wo aber eine Trennung 
der Akten ꝛc. nicht thunlich erſcheint, find Extrakte für die betheiligten Behörden 
aus denſelben anzufertigen. 


Artikel 7. 


Zugleich mit der Ausführung dieſes Vertrages erlangen die Einwohner in 
den durch Artikel 1. 2. und 3. abgetretenen Gebietstheilen alle allgemeinen 
Rechte und Pflichten der Einwohner desjenigen Landes, welchem die Gebiets— 
theile einverleibt ſind und 112 Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König 
von Preußen, ſowie Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig die Einwohner 
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der je von dem einen der Hohen Kontrahenten an den anderen abgetretenen Ge⸗ 
bietstheile von dem Allerhöchſt⸗ und Höchſtihnen geleiſteten Huldigungseide. 


Artikel 8. 


Die ſämmtlichen Kommunionbeamten bleiben, ſie mögen in dem einen 
oder dem anderen der beiden Staaten wohnen, beiden Hohen Kontrahenten mit 
dem geleiſteten Dienſteide verpflichtet und ſollen in dieſem Maße auch künftig 
angeſtellt werden. Die über Anftellung, Entlaſſung, Gehalte, Penſionen, Wittwen⸗ 
und Waiſenverſorgung und Disziplin der Staatsdiener in dem einen oder dem 
anderen der beiden Staaten beſtehenden oder noch zu erlaſſenden Geſetze finden 
auf ſie jedoch keine Anwendung; vielmehr werden ſie in allen dieſen Beziehungen 
und hinſichtlich ihres ganzen Vienſtverhältnſſes zu beiden Hohen Kontrahenten 
ſowie bisher auch künftig lediglich nach dem Patente oder dem Reſkripte ihrer 
Anſtellung, ſowie nach den für den Kommuniondienſt beſtehenden oder noch zu 
n gemeinſchaftlichen reglementariſchen Beſtimmungen beurtheilt und be⸗ 
handelt. 

In Beziehung auf Amtsverbrechen, welche von ihnen, oder auf Verbrechen, 
welche gegen ſie bei Ausübung ihrer Dienſtpflichten begangen werden, ſollen ſie 
unter den Strafgeſetzen desjenigen Staates, in welchem das Verbrechen begangen 
wird, und bezw. unter dem Schutze ſolcher Geſetze ſtehen. 

Im Uebrigen ſind die Kommunionbeamten als Beamte im Sinne des 
$. 359. des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich anzuſehen. Hinſichtlich aller 
Landes- und Gemeinde-Einwohnerrechte und Pflichten, einſchließlich des Beitrages 
zu den Gemeinde-Abgaben, finden die einfeitigen Geſetze des Staates, in welchem 
fie wohnen, auf fie volle Anwendung. Rückſichtlich der Staatsſteuern bewendet 
es jedoch bei den Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870. wegen 
Beſeitigung der Doppelbeſteuerung und den daſſelbe etwa ſpäter ergänzenden 
oder abändernden Vorſchriften. 


Artikel 9. 


Die zur Verwaltung des nach Artikel 4. in Gemeinſchaft verbleibenden 
Domanialguts beſtellten oder noch zu beftellenden Behörden haben über die Er- 
haltung der gemeinſchaftlich gebliebenen Rechte der Hohen Kommunion-Herrfchaften 
aller Art zu wachen und vertreten fie dieſe Rechte in allen und jeden Bezie⸗ 
hungen, gerichtlich und außergerichtlich gegen Dritte. 

Hinſichtlich der Geſchäftsbeziehungen zu den einſeitig Königlich Preußiſchen 
und Herzoglich Braunſchweigiſchen Gerichts- und Verwaltungsbehörden und ihrer 
Legitimation zur Vertretung der Kommuniongrundſtücke und Berechtigungen 
ſtehen die Kommunionbehörden den einſeitigen Königlichen und 570 89e 
Finanzverwaltungsbehörden gleich, genießen auch, namentlich hinſichtlich der zu 
ihrem Wirkungskreiſe gehörenden Geſchäfte, welche ſie im fiskaliſchen Intereſſe 
vollziehen, in beiden Ländern die Befreiung von den Stempel- und Sportel⸗ 
abgaben, im gleichen Maße und ſo lange, als dieſe Befreiung den einſeitigen 
Verwaltungsbehörden bei Geſchäften im Intereſſe des Fiskus nach den Geſetzen 
jedes der beiden Länder zuſteht. 1 

rt. 
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Artikel 10. a 


Die Kommuniongrundſtücke, Gebäude, Berg- und Hüttenwerke und Fabrik⸗ 
anlagen, ſowie der Betrieb der gedachten Werke und Fabriken bleiben wie bisher 
von allen Staatsſteuern, insbeſondere auch von den Bergwerksabgaben befreit. 


Artikel 11. 


Zu den Gemeinde- Bezirks, Kreis- und Parochialabgaben find die Kom- 
munionbeſitzungen nach Maßgabe der Landesgeſetze und der Gemeindeverfaſſung 
leich den einſeitigen Domanialbeſitzungen des Staates, in welchem ſie belegen 
fu, heranzuziehen. a a 

Durch dieſen Vertrag werden die bisherigen Parochial⸗ und Schulverhält⸗ 
niſſe in den getheilten und bezw. ausgetauſchten Gebietstheilen nicht verändert. 


Artikel 12. 


Von dem im Artikel 15. beſtimmten Zeitpunkte ab unterliegen die Ein⸗ 
wohner bezw. Privatgrundſtücke der im Artikel 1. 2. und 3. bezeichneten Gebiets⸗ 
theile der Beſteuerung nach Maßgabe der Geſetzgebung desjenigen von beiden 
Staaten, zu welchem dieſe Gebietstheile fortan giheten. Die auf den im Ar⸗ 
tikel 2. und 3. bezeichneten Grundſtücken gegenwärtig ruhende Grundſteuer wird 
von demſelben Termine ab einſtweilen in ihrem gegenwärtigen Betrage zur 
Preußiſchen Staatskaſſe forterhoben. Die zu dieſem Behufe dienenden Kataſter 
werden der Königlich Preußiſchen a a von der Herzoglich Braunſchweigi⸗ 
ſchen Regierung zur Verfügung geftellt. f f 

Diejenigen Steuerbeträge aus den nach Artikel 2. und 3. an die Krone 
Preußen abgetretenen Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebietstheilen, welche bereits 
vor dem im Artikel 15. beſtimmten Termine lie geworden find, verbleiben den 
ale Kaſſen und find für dieſelben erforderlichenfalls durch die Königlich 

reußiſchen Behörden im epekutiviſchen Wege einzuziehen. 


Artikel 13. 


Die Verhältniſſe der Kommunion⸗Herrſchaften unter einander und gegen⸗ 
über Dritten in Betreff der die vormaligen Kommunionforſten belaſtenden Holz⸗ 
berechtigungen werden durch dieſen Vertrag nicht berührt, jedoch wird die Holzberech⸗ 
tigung der Kommunionwerke in den beiderſeitigen Forſten, welche rechtlich noch 
beſteht, faktiſch aber nicht mehr ausgeübt wird, hiermit für immer aufgehoben. 


Artikel 14. 


Da durch die Ausführung dieſes Staatsvertrages das Herzogthum Braun- 
ſchweig eine Einbuße an Steuern aus den an Preußen abzutretenden Gebiets- 
theilen erleidet, welche durch die Steuereinnahme aus dem in die Braunſchwei⸗ 
giſche Landeshoheit übergehenden Kommuniongebiet nicht hinreichend ausgeglichen 
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wird, fo zahlt Preußen zum Ausgleich hierfür an Braunſchweig eine einmalige 
Entſchädigung von zweitauſend fünfhundert und vierzig Thalern. 

Artikel 15. 


Dieſer Vertrag ſoll am 1. Januar 1875. in Kraft treten, an welchem 
ar die beiderfeitigen Hohen Kontrahenten Beſitz von den Ihnen abgetretenen 
Gebietstheilen ergreifen laſſen werden. 


Artikel 16. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren 
ausgefertigt und alsbald den beiderſeitigen Hohen Regierungen zur Ratifikation 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll ſobald 
als möglich erfolgen. 


Urkundlich iſt dieſer Vertrag von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
beſiegelt worden. 


So geſchehen Goslar, den 9. März 1874. 


(L. S.) Hermann Ottiliae. 
(L. S.) Auguſt von Strombeck. 
(L. S.) Hartwig Richard Cleve. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden bewirkt worden. 


Nedigirt im Bäreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


